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Drucksache 2887 


Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, DP, FVP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes 

- Drucksachen 2724, 2812 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderuing des 
Gesetzes zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuerge- 
setzes vom 1956 (Bundes- 

gesetzbk IS....) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Ziff. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der Buchstabe a erhält die folgende 
Fassung: 

, a) Absatz 1 Ziff. 4 erhält die folgende 
Fassung: 

„4. nach Maßgabe einer Rechtsver- 
ordnung vor dem 1. Januar 1959 
geleistete Beiträge auf Grund 
von Kapitalansammlungsverträ- 
gen (allgemeine Sparverträge, 
Sparverträge mit festgelegten 
Sparraten und als steuerbegün- 
stigt besonders anerkannte Kapi- 
talansammlungsverträge), wenn 
die angesammelten Beträge auf 
drei Jahre festgelegt werden. Bei 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz zur Änderung des Einlkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuerge- 
setzes vom 5. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzlbl. I S. 781) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Ziff. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der Buchstabe a erhält die folgende 
Fassung: 

, a) Absatz 1 Ziff. 4 erhält die folgende 
Fassung: 

„4. nach Maßgabe einer Rechtsver- 
ordnung vor dem 1. Januar 1959 
geleistete Beiträge auf Grund 
von Kapitailansammlungsverträ- 
ge n (allgemeine Sparverträge, 
Sparverträge mit festgelegten 
Sparraten und der Erwerb be- 
stimmter neuausgegebener fest- 
verzinslicher Schuldverschreibun- 
gen, die auf Grund ihrer Aus- 
gabebedingungen unter Berück- 
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Sparverträgen mit festgelegten 
Sparraten sind auch die nach dem 
31. Dezember 1958 geleisteten 
Beiträge Sonderausgaben, wenn 
mindestens die erste Einzahlung 
vor dem 1. Januar 1958 geleistet 
worden ist;“ ‘ 


b) Hinter dem Buchstaben f wird der fol- 
gende Buchstabe g angefügt: 

,g) Absatz 3 2iff. 3 Buchstabe c erhält 
die folgende Fassung: 

„c) übersteigen die Sonderausgaben 
im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 2 
bis 4 die in den Buchstaben a und 
b bezeichneten Beträge, so kann 
der darüber hinausgehende Be- 
trag zur Hälfte abgezogen wer- 
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sichtigung ihres volkswirtschaft- 
lichen Zwecks als besonders 
förderungsbedürftige anerkannt 
sind), wenn die angesammelten 
Beträge auf drei Jahre festgelegt 
werden. Bei Sparverträgen mit 
festgalegten Sparraten sind auch 
die nach dem 31. Dezember 
1958 geleisteten Beiträge Son- 
derausgaben, wenn mindestens 
die erste Einzahlung vor dem 
1. Januar 1958 geleistet worden 
ist;“ ‘ 

b) Der Buchstabe c erhält die folgende 
Fassung: 

,c) In Absatz 2 Ziff. 1 werden die 
Worte „vor Ablauf von zehn Jah- 
ren“ durch die Worte „vor Ablauf 
von drei Jahren“ ersetzt/ 

c) Der Buchstabe f erhält folgende Fas- 
sung: 

, f) In Absatz 3 Ziff. 3 Buchstabe b 
wird im letzten Satz die Jahreszahl 
„1957“ durch die Jahreszahl „1958“ 
ersetzt und der folgende Satz an- 
gefügt: 

„Für die Veranlagungszeiträume 
1956 bis 1958 gilt Satz 1 in folgen- 
der Fassung: Bei Steuerpflichtigen, 
die mindestens vier Monate vor 
dem Ende des Veranlagungszeit- 
raumes das 50. Lebensjahr voll- 
endet haben, erhöhen sich die im 
Buchstaben a bezeichneten Beträge 
von je 1000 Deutsche Mark auf je 
2000 Deutsche Mark und von je 
500 Deutsche Mark auf je 1000 
Deutsche Mark;“ ‘ 

d) Hinter dem Buchstaben f wird der 
folgende Buchstabe g angefügt: 

, g) In Absatz 3 Ziff. 3 Buchstabe c 

werden die folgenden Sätze ange- 
fügt: 

„Daneben können die in dem Ver- 
anlagungszeitraum 1956 nach dem 
6. Oktober 1956 geleisteten Auf- 
wendungen im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 2 und 4 in Verbindung mit 
Absatz 2 Ziff. 1 für Versicherun- 
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B e s c h 1 ü s :s e des Bundestage s 
ln zweiter Beratung 


deriy höchstens jedoch bis zu 50 
vom Hundert der in den Buch- 
staben a und b bezeichneten Be- 
träge. An die Stelle dieser Höchst- 
grenze treten^ wenn es für den 
Steuerpflichtigen günstiger ist, 
10 vom Hundert des Gesamt- 
betrags der Einkünfte; dabei 
darf der Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dieser Grenze und der 
Grenze von 50 vom Hundert der 
in den Buchstaben a und b be- 
zeichneten Beträge nur für Son- 
derausgaben im Sinn des § 10 
Abs. 1 Ziff. 4 mit Ausnahme der 
Beiträge auf Grund von allge- 
meinen Sparverträgen oder Spar- 
verträgen mit festgelegten Spar- 
raten in Anspruch genommen 
werden."" " 


gen gegen Einmalbeitrag, für allge- 
meine Sparverträge und für den 
Ersterwerb von festverzinslichen 
Schuldverschreibungen zur Hälfte, 
höchstens jedoch bis zu 6000 Deut- 
sche Mark als Sonderausgaben ab- 
gezogen werden, wenn der Steuer- 
pflichtige durch eine Bescheinigung 
nachweist, daß die die Beträge 
empfangenden Unternehmen sich 
verpflichten, die Beiträge zu allge- 
meinen Sparverträgen mindestens 
zu 70 vom Hundert, die Beiträge 
zu den Versicherungen gegen Ein- 
malbeitrag und den Erlös der fest- 
verzinslichen Schuldverschreibun- 
gen mindestens zu 90 vom Hun- 
dert unmittelbar zur erststelligen 
langfristigen Finanzierung des so- 
zialen Wohnungsbaus und zur 
Finanzierung der durch ihn be- 
dingten Kosten der Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen und Gemein- 
schaftseinrichtungen zu verwenden. 
Den in Satz 2 genannten Aufwen- 
dungen werden Aufwendungen im 
Sinn des Absatzes 1 Ziff. 4 für den 
Ersterwerb von festverzinslichen 
Schuldverschreibungen der Real- 
kreditinstitute gleichgestellt, wenn 
der Steuerpflichtige durch eine Be- 
scheinigung nachweist, daß diese 
sich verpflichtet haben, die Erlöse 
der begünstigten Sdiuldversdirei- 
bung mindestens zu 90 vom Hun- 
dert zur langfristigen Kreditver- 
sorgung der nichtbuchführungs- 
pflichtigen landwirtschaftlichen Be- 
triebe zu verwenden. Bei Beiträgen 
zu den Versicherungen gegen Ein- 
malbeitrag und zu allgemeinen 
Sparverträgen können sich die 
Unternehmen statt dessen ver- 
pflichten, diese Beiträge in dem in 
Satz 2 bezeichneten Umfang für 
den Ersterwerb von festverzins- 
lichen Schuldverschreibungen, deren 
Erlös mindestens zu 90 vom Hun- 
dert zu dem in Satz 2 und 3 be- 
zeichneten Zweck bestimmt ist, zu 
verwenden und diese Schuldver- 
schreibungen für mindestens drei 
Jahre nach näherer Maßgabe einer 


•) 
^ ) 



Entwurf 


2. In Artikel 3 Abs. 5 treten an die Stelle der 
beiden letzten Sätze die folgenden Sätze: 

„Für Beiträge im Sinn des § 10 Abs. 1 
Ziff. 4 und Abs. 2 Ziff. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes 1955, die auf Grund von 
nach dem 31. Dezember 1954 und vor dem 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes ab- 
geschlossenen Verträgen geleistet werden, 
gilt für die Durchführung einer Nachver- 
steuerung vom Veranlagungszeitraum 1956 
ab § 10 Abs. 2 des Einkommensteuergeset- 
zes in der Fassung dieses Gesetzes entspre- 
chend. Bei Aufwendungen für den Erst- 
erwerb solcher festverzinslichen Schuldver- 
schreibungen, die nicht von Grundkre- 
ditanstalten, Kommunalkreditanstalten, 
Schiffsbeleihungsbanken oder Ablösungs- 
anstalten ausgegebene Pfandbriefe, Ren- 
tenbriefe, Kommunalschuldverschreibun- 
gen oder andere Schuldverschreibungen 
sind, gilt dies nur, wenn ihre Ausgahe- 
bedingungen denen der bezeichneten Wert- 
papiere entsprechen. Satz 2 gilt nicht für 
Sparverträge mit festgelegten Sparraten, 
wenn die Einzahlungen über drei Jahre 
hinaus geleistet werden; in diesem Fall 
wird die Nachversteuerung durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates besonders ge- 
regelt.“ 


§ 2 

(1) Die Vorschrift des § 1 Ziff. 1 Buch- 
stabe a ist erstmals auf Sonderausgaben anzu- 
wenden, die auf Grund von Verträgen ge- 
leistet werden, die nach dem 

1956 (Tag der Verkündung des Gesetzes zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes und 
des Körperschaftsteuergesetzes ) abgeschlossen 
worden sind. 
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Reditsverordnung festzulegen. Die 
Regelung in den Sätzen 2, 3 und 4 
gilt auch für die in dem Veran- 
lagungszeitraum 1957 vor dem 
1. April 1957 geleisteten Aufwen- 
dungen der bezeichneten Art.“ ‘ 

2. In Artikel 3 Abs. 5 treten an fdie Stelle der 
beiden letzten Sätze die folgenden Sätze: 

„Für Beiträge im Sinn des § 10 Abs. 1 
Ziff. 2 und 4 in Verbindung mit Abs. 2 
Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes 1955, 
die auf Grund von nach dem 31. Dezem- 
ber 1954 und vor dem Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes abgeschlossenen 
Verträgen geleistet wenden, gilt für die 
Durchführung einer Nachversteuerung 
vom Veranlagungszekraum 1956 ab § 10 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes entsprechend. 
Bei Aufwendungen für den Ersterwerb 
solcher festverzinslicher Schuldverschrei- 
bungen, die nicht von Grundkreditanstal- 
ten, K cmmunalkreditanstalten, Schiffs- 
beleihung^banken oider Ablösungsanstal- 
ten ausgegebene Pfandbriefe, Renten- 
b riefe , K o mmu n a Is chul d ve rs ch r elbung e n 
oder andere Schuldverschreibungen sind, 
gilt dies nur, wenn die Aufwendungen 
durch besondere Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates nach dem 6, Oktober 1956 als 
steuerbegünstigter Kapitalansammlungs- 
vertrag anerkannt worden sind. Satz 2 
gilt nicht für Sparverträge mit festgelee- 
ten Sparraten, wenn die Einzahlungen 
über drei Jahre hinaus geleistet werden; 
in diesem Fall wird die Nach Versteuerung 
durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates 
besonders geregelt.“ 


S 2 

Die Vorschriften des § 1 Ziff. 1 Buch- 
staben a und b sind erstmals auf Sonderaus- 
gaben anzuwenden, die auf Grund von Ver- 
trägen geleistet werden, die nach dem 6. Ok- 
tober 1956 abgeschlossen worden sind. 
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Beschlüsse des Bundestages 
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/) Die Vorschrift des § 1 Ziff, 1 Buchstabe 
st erstmals für den V eranlagungszeitraum 
56 anzuwenden, 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
^bs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
b Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 16. November 1956 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 dies Dritteoi ÜberJeitunigsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundieisgesatz'M. I S. 1) auch 
im Land Berllin. Rechtsverordnungeri, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 



